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25/02 Strafvollzug 

Text 

Verfahren bei Ordnungswidrigkeiten 

§ 116. (1) Über die Verhängung von Ordnungsstrafen hat unbeschadet der Bestimmung des § 108 
die Vollzugsbehörde erster Instanz zu entscheiden. Richtet sich die Ordnungswidrigkeit aber gegen die 
Person des Anstaltsleiters, so steht die Entscheidung dem Bundesministerium für Justiz zu. Die 
Zuständigkeit bleibt auch erhalten, wenn der Strafgefangene während eines anhängigen 
Ordnungsstrafverfahrens in eine andere Anstalt überstellt wird. 

(2) Ist ein Strafgefangener einer mit einer Strafe zu ahndenden Ordnungswidrigkeit verdächtig und 
erscheint seine Absonderung von den übrigen Strafgefangenen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und 
Ordnung in der Anstalt notwendig, so hat ihn der unmittelbar aufsichtführende Vollzugsbedienstete in 
einen Einzelraum oder, falls der Strafgefangene in Einzelhaft angehalten wird, in seinen Haftraum 
einzuweisen. 

(3) Wird ein Strafgefangener einer Ordnungswidrigkeit beschuldigt, wegen der eine Strafe zu 
verhängen wäre, so ist er zu dieser Anschuldigung zu hören. Er hat auch das Recht weitere Erhebungen 
zu beantragen. Soweit danach der Sachverhalt nicht genügend geklärt erscheint, sind weitere Erhebungen 
anzustellen. Wäre nach dem Ergebnis dieser Erhebungen eine Strafe zu verhängen, so ist der 
Strafgefangene neuerlich zu hören. 

(4) Ein Straferkenntnis hat der Anstaltsleiter oder ein von ihm beauftragter Strafvollzugsbediensteter 
dem Strafgefangenen zu verkünden. Richtet sich die Ordnungswidrigkeit gegen die Person des 
Anstaltsleiters, hat dessen Stellvertreter oder ein von diesem beauftragter Strafvollzugsbediensteter das 
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Straferkenntnis zu verkünden. Zugleich ist der Strafgefangene über die Möglichkeit einer Beschwerde 
(§ 120) zu belehren. Auf sein Verlangen ist ihm eine schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses 
zuzustellen. Der wesentliche Inhalt des Erkenntnisses ist in den Personalakten des Strafgefangenen 
ersichtlich zu machen. 

(5) Ist ein Strafgefangener der deutschen Sprache nicht hinreichend mächtig, so ist ihm im 
Ordnungsstrafverfahren die erforderliche Übersetzungshilfe zu leisten. 

(6) Soweit in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt wird, sind Strafen unverzüglich zu 
vollziehen. Ist an einem Strafgefangenen die Strafe des Hausarrestes vollzogen worden, so darf eine 
solche Strafe an ihm erst wieder nach Verstreichen eines der Dauer des vollzogenen Hausarrestes 
entsprechenden Zeitraumes vollzogen werden. 

(7) Die erkennende Behörde (Abs. 1) kann die im § 109 Z 2 bis 5 angeführten Strafen ganz oder 
teilweise unbedingt oder unter Bestimmung einer Probezeit von einem bis zu sechs Monaten bedingt 
nachsehen, mildern oder mildernd umwandeln, wenn dies bei Berücksichtigung aller Umstände 
zweckmäßiger ist als der Vollzug oder weitere Vollzug der verhängten Strafe. Die Probezeit endet 
spätestens mit der Entlassung aus der Strafhaft. Wird der Strafgefangene innerhalb der Probezeit wegen 
einer weiteren Ordnungswidrigkeit schuldig erkannt, so ist die bedingte Nachsicht nach Anhörung des 
Strafgefangenen zu widerrufen und die Strafe zu vollziehen, sofern es nicht aus besonderen Gründen 
zweckmäßig erscheint, trotzdem von einem Widerruf abzusehen. Wegen einer in der Probezeit 
begangenen Ordnungswidrigkeit kann der Widerruf auch noch binnen sechs Wochen nach Ablauf der 
Probezeit stattfinden. 
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